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Union in a Deutschland 
Weltweite 
Solidarität des 
Westens 
Vr» 
^Oh? ^onat©n hat die Bundesregierung 
<Jen $!en> die Wirtschaft wieder zu beleben, 
le SiCh    snaushaltzu sanieren und das sozia- 
W6|tw®rungssystem zu konsolidieren. Der 
Wichtjn     haftsgipfelin Williamsburg war eine 
öUtm 9® Nation auf diesem Weg, erklärte 
rUngs 

s*f "zier Helmut Kohl in seiner Regie- 
^a Lj?'ärung vor dem Deutschen Bundes- 

i 1983. 
V'el|eicht   • ein9eh Wlrd Williamsburg einmal in die Geschichte 
ßen |n^n als der Gipfel weltweiter Solidarität der gro- 
Herau f

Ustrienationen angesichts der beiden großen 
t'sciw 0rdenjngen unserer Zeit: der sicherheitspoli- 
ui6 . Und der wirtschaftlichen. 

'st die
rirf?Kndste Auf9abe unserer Wirtschaftspolitik 

\ Un lndun9 der Arbeitslosigkeit. Die Erho- 
QangQ

S®rer Wirtschaft ist in den letzten Monaten in 
l*s Wirf men- Es kommt nun darauf an- dauerhaf- 
errr,utj 

SCnaftswachstum zu sichern, Investitionen zu 
*chaft Und die schöpferischen Kräfte in Wirt- 
dern   

u"d Gesellschaft herauszufordern und zu för- 
Wiral|e 
aUch da WlSSen' daß der Erfo'9 dieses Bemühens 

v°n abhängt, welche Politik unsere Partner- 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

lander verfolgen. Die Bundesrepublik 
Deutschland ist ein Teil der Weltwirt- 
schaft. Sie teilt ihr Schicksal, und sie trägt 
Mitverantwortung für ihre Entwicklung. 

Die Bundesregierung überschätzt die un- 
mittelbare Wirkungskraft einer solchen 
Gipfelkonferenz keinesfalls. Aber diese 
hat einen wertvollen Beitrag zur Orientie- 
rung und Abstimmung der internationalen 
Wirtschaftspolitik geleistet. 

Die Erklärung von Williamsburg ist 
nicht bloß eine Botschaft der Hoff- 
nung. Sie ist mehr als das. Sie ist die 
Vereinbarung einer gemeinsamen 
Strategie, von der keiner der sieben 
Teilnehmerstaaten des Gipfels ohne 
Schaden für sein Ansehen abweichen 
kann. 

Der Wirtschaftsgipfel von Williamsburg hat 
der Zusammenarbeit zwischen den westli- 
chen Industrieländern neue Impulse gege- 
ben. 

Natürlich kann ein Wirtschaftsgipfel nicht 
die Welt von heute auf morgen verändern. 
Niemand kann das erwarten. Internationa- 
le Zusammenarbeit ist eine Daueraufgabe 
und wird immer auch mit Problemen zu 
kämpfen haben. 

Williamsburg hat aber insofern einen be- 
deutsamen Fortschritt gebracht, als die 
Probleme der Weltwirtschaft, der Wäh- 
rungsordnung, des Welthandels, des 
Nord-Süd-Verhältnisses und der Ost- 
West-Beziehungen nicht mehr nacheinan- 
der und getrennt voneinander erörtert 
wurden, sondern in ihrem unauflöslichen 
Gesamtzusammenhang gesehen werden. 
Deshalb will ich aus der Erklärung von Wil- 
liamsburg vor allem einen Satz besonders 
hervorheben: 

„ Wir wissen, daß wir gemeinsam han- 
deln und ein ausgewogenes Ganzes an 
politischen Maßnahmen verwirklichen 
müssen, die den Zusammenhang zwi- 

sehen Wachstum, Handel uno ^ 
zen berücksichtigen und nutze.' \j0 
der Aufschwung alle Länder, o'   ^ 
strieländer gleichermaßen wie 
Wicklungsländer, erfaßt." v0p 

Das Ergebnis des Wirtschaftsgipfe * flf. 
Williamsburg ist in mehrfacher Hins« 
mutigend: $ 
• Ermutigend ist Williamsburg weg* ^ 
gemeinsamen Feststellung, daß n'c$ 
zelmaßnahmen und SonderproQ ^. 
helfen können. Beim Kampf gegen ^ 
beitslosigkeit kommt es vielmehr j(Tl. 
Geschlossenheit und die Übere 
mung aller Bereiche der Politik an- 

Str Die   wirtschaftspolitische 
die V 

der Bundesregierung gegen v'\^ 
beitslosigkeit und für die Ges"'    iflt 
der Wirtschaft ist damit voll &•' 
worden. $ 

• Ermutigend ist Williamsburg weg* ^ 
Gemeinsamkeit in der Überzeugung- gta. 
monetäre Disziplin, das heißt eine a    ^ 
bilität gerichtete Geldpolitik, unverzi 
ist. 

Ermutigend ist Williamsburg wegen $ 

vollen   Übereinstimmung   darübe. 
budgetäre Disziplin, das heißt ein   -^ 
der staatlichen Neuverschuldung 9. . {efi 
ist. Wichtig ist, daß auch die Verei 
Staaten dies voll anerkannt haben- 

Unbefriedigend ist jedoch für up ^ 
daß sich die Vereinigten Staate^ ^ 
Amerika noch nicht in der L*9

hr|tt* 
hen, ausreichende praktische »c ^ 
zur Entlastung der Währungs- ü ^ 
nanzlage ihrer Partnerländer 
jetzt in Aussicht zu stellen. .ßS 

• Ermutigend ist Williamsburg ^^piS' 
Einvernehmens in dem Ziel, ProteK    in£] 

lisier jpg 
mus zu stoppen und der Libera 
des Welthandels eine neue Chance z     r 

ben. Nach dieser Vereinbarung setz i    5 

sich ins Unrecht, der auf Protektion' 
zurückgreift. 
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j^tiv an der Diskussion beteiligen: 
Rieden schaffen mit immer weniger Waffen 
ß^skanzler Helmut Kohl hat vor dem Bundesvorstand der CDU in Bonn (12. 
Öff! * an a,|e Mitglieder und Freunde der Union appelliert, sich aktiv an der 
b Riehen Diskussion über den richtigen Weg zur Sicherung des Friedens zu 
»Mt r! 9en- "Es war dle von der Unlon betrlebene Polltik der Zusammenarbeit 
W Vere«nigten Staaten, der Mitwirkung im westlichen Bündnis und der ln- 
Sn?,0n Europas, die uns seit fast 40 Jahren den Frieden sichert. Wir haben 
Abk u Grund> diesen Erfolg zu verschweigen, sondern allen Anlaß, vor einer 
H 

K6hr von dieser Politik der Sicherung des Friedens in Freiheit zu warnen." 

Ge'rUt Kohl forderte die über eine Million aktiven Freunde der Union auf, in 
*u Jprächen am Arbeitsplatz und unter Nachbarn die Politik der CDU offensiv 
dürf reten- »Wjr wollen Frieden schaffen mit immer weniger Waffen. Deshalb 
Wen Wir nicht schweigen, wenn einseitigen Vorleistungen das Wort geredet, 
hQm die Bedrohung durch noch gar nicht existierende Raketen wichtiger ge- 
ten 

en wl'd als die reale Bedrohung durch die seit langem auf uns gerichte- 
da .s°wjetischen SS-20-Raketen." Helmut Kohl wies darauf hin, daß es nur 
halt der Entschlossenheit des Westens, am Doppelbeschluß der NATO festzu- 
iiuf d?' zu den Abrüstungsgesprächen in Genf gekommen sei. Es gelte jetzt, 
^  iesem Weg weiterzugehen. 

b| JK
bef'nden uns in einer entscheidenden Phase der Weltpolitik. Wenn wir fest 

die rn' kor«nte es zum erstenmal in der Geschichte der Menschheit gelingen, 
Wen che Rüstungsspirale zu durchbrechen. Wenn wir schwach werden, 
<*ers r Unser' den Verbündeten gegebenes Wort brechen und uns dem Druck 

straße beugen, wird diese Chance vertan." 

Vereinb ist W'Hiamsburg wegen der 
verstär|^

rur,g, beim Umweltschutz künftig 
Dje y 2usammenzuarbeiten. 
des ty

8achen des Sauren Regens und 
ti0n Wa,dsterbens sind nur in interna- 
den

a ®r Zusammenarbeit zu überwin- 
den esha,D lst die gemeinsame Ver- 
lag   n9 llr» Interesse der Erhaltung 
gen^

er   natürlichen   Lebensgrundla- 
I £r   

besonders wichtig. 
We9en Ut'9end 'st Williamsburg schließlich 
llJngsu der  Einbeziehung  der  Entwick- 
rSs- |?er in alle Überlegungen der Wäh- 'ander 

'"'^h^3"2' und Handelsbeziehungen. 
'n ^ent ?L

Ur9 fand in einer Zeit statt-in der 
st

Uria die wicnti9en Fragen der Ab- 
^dai? Und der Rüstungskontrolle ver- 

l-   ",x Wird. 
Fragen, die heute die Menschen 

in allen Teilen der Welt tief bewegen. Es 
war deshalb geradezu zwingend, daß die 
Staats- und Regierungschefs der wichtig- 
sten Länder der westlichen Welt dieses 
Thema ausführlich beraten und dazu eine 
gemeinsame Erklärung verabschiedet ha- 
ben. Wäre das nicht geschehen, dann wä- 
re dies nicht nur ein Anlaß für berechtigte 
Kritik, sondern auch für vielfältige Speku- 
lationen über angebliche Uneinigkeit der 
sieben Staaten und für Fehldeutungen auf 
Seiten der Verhandlungspartner der USA 
in Genf gewesen. 

Abrüstung und 
Rüstungskontrolle 
Die Erklärung von Williamsburg zur Abrü- 
stung und Rüstungskontrolle ist geprägt 
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von der Entschlossenheit, den Frieden 
und die Sicherheit unserer Länder zu ge- 
währleisten. Wir haben uns vor aller Welt 
verpflichtet, unsere ganze Kraft dafür ein- 
zusetzen, Frieden durch bedeutsame Rü- 
stungsminderung zu erreichen. 

Japans Entschluß, diese Erklärung zu 
tragen, ist ein Signal dafür, daß die 
Gefahren für den Frieden in der Welt 
von heute nicht teilbar sind. Zugleich 
wird damit bewiesen, daß die sowjeti- 
sche Überrüstung als globale Bedro- 
hung empfunden wird. 

Die Bundesregierung schätzt es für die Si- 
cherheit der Verbündeten und befreunde- 
ten  Staaten  als  außerordentlich  wichtig 
ein, daß sich die freien Völker des We- 
stens einschließlich Japans im Angesicht 
der Bedrohung einig und standfest zei- 
gen. 
Die Sicherheitspolitik der Bundesregie- 
rung ist die Sicherheitspolitik der Atlanti- 
schen Allianz. Gemeinsam vertreten wir 
die Doppelstrategie des Harmel-Berich- 
tes: Abschreckung durch Fähigkeit und 
Willen zur Verteidigung wird ergänzt mit 
der Bereitschaft zum Dialog und zur Zu- 
sammenarbeit. 

Wir waren uns in Williamsburg einig: 
Die   militärische  Verteidigungsfähig- 
keit des westlichen  Bündnisses ist 
ein Faktor der Stabilität in den inter- 
nationalen Beziehungen. Die militäri- 
schen Mittel der Atlantischen Allianz 
sind  ausschließlich  auf die  Bewah- 
rung der eigenen Sicherheit begrenzt. 
Sie bedrohen niemanden. 

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, 
daß künftig die Abrüstungsbemühungen 
enger  aufeinander  abgestimmt  werden, 
nur so lassen sich Bewegungsmöglichkei- 
ten   deutlicher   identifizieren   und   Fort- 
schritte ermöglichen. 

Uns geht es nicht darum, Verhandlungsfo- 
ren zusammenzulegen; damit würden Pro- 
bleme eher komplizierter als geringer. 

HarÜt>er e' Wir waren uns in Williamsburg a* koP- 
nig, daß das umfassende rustun

s eifle 

trollpolitische Angebot des vVest^j|dung iruiipuimsune MngeDOi uca »»*--  . : 
Gesamtkonzeption für Vertrauens^ 

ist. 
Rüstungskontrolle und Abrüstung •- ^ 

Wenn eine Masche reißt, da^flnein 
das ganze Netz reißen; und w     ^ 
Weg aussichtslos erscheint, 
anderer Weg weiterführen 

Hinter dieser Konzeption steht ^..^s- 
fest« 

Willia 
Überzeugung aller Teilnehmer in V* 
Kur/-.      Ar,a    ric-t    . mW    \A/oct    flleiCh^'      . bürg, daß Ost und West glei ,109s 

(STAflfl' 

auf Abrüstung und ein Klima des 
und des Vertrauens angewiesen si . 

Die Erklärung von Williamsburg z°r ^ 
stung und Rüstungskontrolle J c$- 
darauf, daß von westlicher Seite V ^. 
ge für verschiedene Verhandlungen ^js, 
breitet wurden, um zu positiven Erg 
sen zu gelangen: 
• über strategische Waffen 
• über   nukleare   Mittelstrecken»* 

(INF), 
• über chemische Waffen, „$• 
• über die Reduzierung von Str* 

ten in Mitteleuropa (MBFR) und   ^ 
• über eine Konferenz über Ab 

in Europa (KAR). j5Ch 
Diese Verhandlungen werden dyr> 
und mit Nachdruck fortgeführt- $ 
Die Sowjetunion weiß, daß wir an   ^. 
ausgewogenen Ergebnis der Gen      $ 
Verhandlungen interessiert sind; n 

einem Ergebnis um jeden Preis: $, 
nicht um den Preis der eigen* 
cherheit, cnernen, „ 
nicht um den Preis der politi«cn 

Un- 

abhängigkeit, 
nicht um den 
des Friedens. 

Preis der Gefän' rd«"* 

äden*! 
;/ 

Wir stellen den sowjetischen Fried    j6t- 
len nicht in Frage. Wir fordern die &   ^ 
union jedoch auf, diesen Frieden     i(1 

durch konkrete Vereinbarungen Je 

Genf unter Beweis zu stellen. 
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We 

Die 

PehT d'e sowietische Führun9 den 

rer 
er begehen sollte, die Wirkung ih- 

cJie 6'9enen Propaganda zu hoch und 
U Star«dfestigkeit westlicher freier 
• ^okraten zu niedrig einzuschätzen 

ne'h-ann Werden die Tatsacnen inr el" b>ttere Enttäuschung bereiten. 
Sovvi WQrcj °w)etunion wäre schlecht beraten, 

Qenfa S'e. ihre Verhandlungsstrategie in 
tyir    

uf diese Fehleinschätzung gründen. 

$eitj?d bereit, auf der*Basis der Gegen- 

^lich'1 aUf eine ganze Waffenkate9orie- r^ete  d'e land9estützten Mittelstrecken- 
derNuli'-2U verzicnten- Das ist der Sinn 

löSUn   
ÖSUn9, die wir weiterhin als Ideal- 

9 jeder anderen vorziehen würden. 

2W-Wir djeses Ziel erreichen, müssen 
S$ w 'Schenl°sungen möglich bleiben. 
Ien fe

Ur.de absichtlich ein nicht durch Zah- 
ben u 

9e,e9ter Lösungsrahmen vorgege- 
e'n2uräin d6r SowJetunion die Möglichkeit 
sunn aumer>,   eine   ihr  annehmbare   Lö- 
Die     u k°nkretisieren. 
rung i2'9e sowjetische Verhandlungsfüh- 
har,dli

auft auf eine Blockierung der Ver- 

Ale B 9en hinau^ 
klej^^^gungen, die die Sowjetunion in 
lun9en Schritten bisher in den Verband- 
es qi ,Voll2°gen hat, waren immer auf 
D yeiche, unverrückbare Ziel gerichtet: 

rn0d^ e,gene Potential der Vorrüstung an 
Mono 

nen SS-20-Raketen und damit ihre 
Zeitig stel|ung zu bewahren und gleich- 

en9 ?he Modernisierung und Stationie- 
%r<? ,chwertiger Systeme auf westli- 
Di6se 

eite zu verhindern. 
ist einfJ

S,?wJetische Verhandlungsführung 
Position des Alles oder Nichts. Es 'st in 

si^ rt- Tat absurd, dem Westen, der 
nicht b6Ser sowJet|schen Maximalposition 
VerhanHU9en mochte- die Flexibilität in der 
Uns       Un9sführung abzusprechen. 

9enh?t
ht es nicht um militärische Überle- 
' Ur)s geht es um Gleichgewicht. 

Nicht Gleichgewicht durch Rüstungswett- 
lauf, sondern Gleichgewicht durch Abrü- 
stung auf einem möglichst niedrigen Ni- 
veau der militärischen Kräfte. 

Nicht wir wollen das Gleichgewicht zu 
unseren Gunsten verändern. Wir wol- 
len, daß das von der Sowjetunion ge- 
schaffene Ungleichgewicht beseitigt 
wird. 

Zwischen Regierung und Opposition soll- 
ten folgende Positionen unbestritten sein: 
0 Wir sind bereit, die legitimen Sicher- 
heitsinteressen   der  Sowjetunion  zu  re- 
spektieren. Wir sind jedoch nicht bereit, 
Westeuropa als eine Zone minderer Si- 
cherheit zu akzeptieren. 
Q Wirksame    Rüstungskontrollvereinba- 
rungen müssen auf dem Grundsatz der 
Gleichheit beruhen, und sie müssen verifi- 
zierbar sein. 
Q Eine Berücksichtigung der französi- 
schen und britischen Systeme hat in den 
INF-Verhandlungen keinen Platz. 
0 Wir streben eine Reduzierung der so- 
wjetischen Mittelstreckenpotentiale gegen 
Europa auf Null an und sind bereit, dafür 
auf die Dislozierung amerikanischer Mittel- 
streckenwaffen zu verzichten. 

Wenn es zu keinem Ergebnis kommen 
sollte,   weil   die   Sowjetunion   dazu 
nicht bereit ist, wird gemäß Doppel- 
beschluß  stationiert  werden.  Sollte 
ein Zwischenergebnis erzielt werden, 
so wird sich der Umfang der Statio- 
nierung nach dem konkreten Verhand- 
lungsergebnis richten. 

0 Eine Verlagerung des gegen Europa 
gerichteten  sowjetischen  nuklearen  Mit- 
telstreckenpotentials   nach   Fernost   ist 
nicht hinnehmbar. 
0 Die Sowjetunion bleibt aufgefordert, 
eine Einigung nicht dadurch zu verhin- 
dern, daß sie sich durch verstärkte Rü- 
stung in Fernost ein neues hegemoniales 
Machtmittel gegenüber ihren asiatischen 
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Nachbarn und zugleich ein verlegbares 
Dispositionspotential gegenüber Westeu- 
ropa verschafft. 
Ebenso sollte sie die Dislozierung neuer 
Nuklearraketen in der westlichen Sowjet- 

n de5 

union und in den anderen Staate    ^ 

Warschauer Paktes einstellen, darT!sUn- 
Verhandlungskompromiß nicht berei ^ 
terlaufen wird, während er abgescn 
werden könnte. 

Politik der Zusammenarbeit mit der Sowjetunion 
Die Verhandlungen über Abrüstung und 
Rüstungskontrolle bleiben eingebettet in 
den Gesamtzusammenhang der Ost- 
West-Beziehungen. 

Wir wollen eine neue und  bessere 
Qualität der Beziehungen zur Sowjet- 
union und zu den Staaten des War- 
schauer Paktes. Wir streben an, die 
Gespräche mit den osteuropäischen 
Staaten,  insbesondere  mit  der So- 
wjetunion, auf allen Ebenen zu führen 
und, wenn möglich, zu vertiefen. Auch 
dazu haben sich alle Teilnehmer von 
Williamsburg deutlich bekannt. 

Wir streben den baldigen Abschluß des 
Madrider    KSZE-Folgetreffens    an.    Die 
westlichen   Verbesserungswünsche   für 
das   vorliegende   Schlußdokument   sind 
nicht gegen die Sicherheitsinteressen an- 
derer Teilnehmerstaaten gerichtet. 

Ziele des 
Moskau-Besuches 
Am 4. Juli werde ich nach Moskau reisen. 
Ich habe die Einladung in die Sowjetunion 
sehr begrüßt. Für uns ist es selbstver- 
ständlich, daß wir das Gespräch mit der 
Sowjetunion intensiv führen. Ich begrüße, 
daß die sowjetische Führung dies ebenso 
sieht. 

Bei diesem Besuch geht es mir 

• um das persönliche Kennenlernen der 
neuen sowjetischen Führung; 

• um die Verdeutlichung unserer Politik 
konstruktiver und gutnachbarlicher Bezie- 
hungen zur Sowjetunion und 

• um die wichtige Gelegenheit, & 
sowjetischen Führung über die wes 
Rüstungskontrollvorschläge zu spre 

Ich führe dieses Gespräch au    |(| 

Grundlage der festen Verankerung 
der westlichen Gemeinschaft- G    ^ 
dies begründet unsere Glaub* „art- 
keit bei den östlichen Gespräch 
nern- euro' 

Der Gipfel in Williamsburg und der ^ 
päische Rat in Stuttgart garantiere^ 
enge Abstimmung mit unseren Fr® ^ 
und Verbündeten. Wir sind in ^ ^0nl 
nicht Vermittler oder Dolmetscher. ^ 
aber werden wir unsere deutschen 
essen sehr deutlich vertreten. 

dar* iüf 
Wir werden auch sehr aufmerksam - ^. 
hören, was unsere sowjetischen ^ 

sprächspartner uns zu sagen nah ' ^ 
diesem Sinne hoffe ich sehr, daß °e yer 
such in Moskau auch den laufende ^ 
handlungen nützt. Die Gelegenhe" 

nicht vertan werden. 

Ausblick auf 
Europäischen Rat in 
Stuttgart 
Der Europäische Rat in Stuttgart wLefit' 
hochgespannten Erwartungen der O "^ 
lichkeit begleitet. Diese Erwartunge"   ^ 
ten sich vornehmlich auch an die 
sehe Präsidentschaft. e(i 
Wir bemühen uns, diesen Erwarte' . 
gerecht zu werden und bereiten den (, 
päischen Rat mit aller Sorgfalt, alle'^ ,er 
sönlichen Einsatz der beteiligten M< 
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und inte 
Konsu t  

s,ven Beratungen in Brüssel und 
Kationen mit unseren Partnern vor. 

daß"80 deut,lch muß ,ch abor 8a9en. 
,je   

der Europäische Rat nur dann 
.       "   ihn npco(T*on PriAiartiinnen na- 
r»cht 

\ 

ihn gesetzten Erwartungen ge- 
werden  kann, wenn alle  Mit- 

Beit-taaten zu Kompromissen und 
. yagen bereit sind. Das wird Opfer 
*°*ten A..-U«,,  le*. Auch für uns. 

der(jb
die.Europäische Gemeinschaft ist 

He Y^ %\ die Jahrhunderte in sich zerrisse- 

ne des pent'ist Westeur°Pa zu einer Zo~ 
Stabil.?- iedens- zu einer Zone politischer 
bejt 

at ur»d beispielhafter Zusammenar- 
^r0p 0rden- Ich glaube aber, daß wir in 
den s,a Polit'sch etwas zu bequem gewor- 
daß rt.   • Wir haben uns darauf verlassen, 
niert 

aie Gem einschaft von selbst funktio- 

ute stehen wir vor der schwierigen La- 
sch,aft Westeuropa, daß die Gemein- 
der 2 fanr läuft zu stagnieren, ja, daß 
staate

Usarrirnenhalt unter ihren Mitglied- 
reit Jl 9elockert wird, wenn wir nicht be- 
Wir sind 

Ich glaube, daß alle Partner in der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft in den ver- 
gangenen Wochen und Monaten deut- 
licher gespürt haben, daß die Ge- 
meinschaft nur aus der gemeinsamen 
Anstrengung aller lebt, daß sie nicht 
ein Bankkonto sein kann, auf das man 
sowenig wie möglich einzahlt, aber 
um so mehr davon abhebt. 

Es geht in der Tat darum, die europäische 
Solidarität wieder zu stärken. 
Das Bündnis braucht einen starken euro- 
päischen Stützpfeiler. 

Wir sind ein geteiltes Land. Die Ein- 
heit Deutschlands kann nur im Rah- 
men einer gesamteuropäischen Frie- 
densordnung wiederhergestellt wer- 
den. Deswegen brauchen wir Deut- 
sche Europa mehr als andere. 

Ich habe in meiner Regierungserklärung 
vom 4. Mai gesagt, daß sich unsere Erwar- 
tung an die europäische Einigung nicht 
nach Monaten und Jahren und nicht allein 
nach Konferenzen und Beschlüssen be- 
mißt. Wir müssen in historischen Zeiträu- 
men denken, aber wir müssen heute han- 
deln, wenn es uns möglich ist. 

"Irnich   ihr neue Kraft zu 9eben; wenn 

ten ne    bereit sind' durch unser Verha|- 
eur0D-.Ues Vertrauen in den Fortgang der 

paischen Einigung herzustellen. 

^lolge sind für jedermann erkennbar 
tierte ri

Ser Regierungserklärung disku- 
\ j..ü,eIdeutsche Bundestag am 9. und 

• dies 
er | 

*chafteJ-??? in der HauPtsache den wirt 
•Juni 

er^u sP°l"tischen Teil der Regierungs- 

''^sb9 Über die Er9ebnisse von.Wil- 
9utachtr9 zusamrnen mit dem Jahres- 
9enrat 1982/1983 des Sachverständi- 
ricnte 

es und des Jahreswirtschaftsbe- 
s<cherh

1983 der Bundesregierung. Die 
'fti ftnit?

e.lts" und Abrüstungspolitik wird 
h^hst Punkt der Plenardebatte in der 
p°litik Woche stehen. Zur Wirtschafts- 
Sprech

erklärte der wirtschaftspolitische 
^le*ta?r der Bundestagsfraktion, Mat- 

SW,ssmann,u.a.: 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion be- 
grüßt den Konsens der sieben führenden 
demokratischen Industrienationen in allen 
wichtigen wirtschaftspolitischen Fragen. 
Die Bundesregierung kann auf die volle 
Unterstützung durch die Fraktion setzen, 
wenn es darum geht, die in Williamsburg 
auf dem Weltwirtschaftsgipfel beschlosse- 
nen Grundsätze konsequent umzusetzen. 
Bundeskanzler Helmut Kohl ist nach Wil- 
liamsburg gereist, um eine Politik zu ver- 
treten, mit der allein wir eine Chance ha- 
ben, die Massenarbeitslosigkeit als 
schwerste Bürde unseres Gemeinwesens 
einzudämmen. 
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Unsere Politik ist von allen Teilneh- 
mern des Weltwirtschaftsgipfels ak- 
zeptiert worden. Die Ergebnisse von 
Williamsburg bestätigen: Wir befin- 
den uns auf einem international aner- 
kannten Weg. Niemand konnte uns ei- 
nen besseren Weg zeigen. 

Das hohe Zinsniveau hemmt die weltweite 
wirtschaftliche Wiederbelebung. Dem Vor- 
sitzenden der Wirtschaftsberater des 
amerikanischen Präsidenten, Martin Feld- 
stein, ist zuzustimmen, wenn er vor der 
Illusion warnt, die USA könnten auf Dauer 
mit einem Haushaltsdefizit von 200 Mrd. 
Dollar leben. Hoffentlich wird aus dieser 
Meinung bald konkrete Politik. 
In schwieriger weltwirtschaftlicher Lage ist 
die Bundesrepublik Deutschland zum Gip- 
feltreffen mit gut erledigten „Hausaufga- 
ben" angetreten. Die Bilanz der Koalition 
der Mitte in der Wirtschafts-, Finanz- und 
Sozialpolitik kann sich sehen lassen. Die 
Erfolge sind für jedermann erkennbar. Der 
Pessimismus weicht einer positiven 
Grundstimmung. 

Bei allen Erfolgen ist aber die Bela- 
stung der Politik durch die Konse- 
quenzen jahrelanger Fehlentwicklun- 
gen in Rechnung zu stellen. Zu deren 
Überwindung sind Mut, Ausdauer und 
Einsichtfähigkeit gefordert. 

Die Hauptursachen unserer wirtschaftli- 
chen Krise liegen in der bewußten Ver- 
schiebung der volkswirtschaftlichen Ver- 
teilungsquote zugunsten des Verbrauchs, 
zugunsten des Staates und seiner büro- 
kratischen Verteilungsmechanismen, zu 
Lasten der Investitionen, zu Lasten des 
Wachstums, zu Lasten der Beschäftigung 
und schließlich auch der Finanzen der so- 
zialen Sicherungssysteme. 

Von den verfügbaren Einkommen un- 
serer Volkswirtschaft verbrauchten 
die privaten Haushalte 1960: 62,3 Pro- 
zent, 1982: 65,6 Prozent; der Staat 
1960: 14,6 Prozent, 1982: 24,1 Pro- 
zent. Investiert wurden dagegen 1960: 

noch 9,7 
21,4 Prozent und 1982 nur 
Prozent. ^ 

Die neue Bundesregierung hat mit e 
mutigen Schritten den Weg aus der ^, 
markiert. Der Jahreswirtschaftsberic > ^ 
die klaren Leitlinien der Wirtschafts^ 
nanz- und Sozialpolitik dargelegt- ' e 

Opposition dagegen ist eine Alter r. 
überhaupt nicht zu erkennen, wede ^ 
sonell noch sachlich. Quer durch die ^ 
geht die tiefe Verunsicherung übe ^ 
Kurs der Partei, nicht nur in der 
schafts- und Finanzpolitik. ep 
Die   Union   steht   geschlossen   'n    ^|- 
Grundüberzeugungen und im feS^e

r p- 
len,  die  schwierigen  Probleme de 
kunftssicherung zu meistern. $e 

Anhand zweier Bereiche lassen sich ^ 
Aufgaben beispielhaft konkretisieren^, 
ist die unumgänglich notwendige Re rien- 
sierung der Wirtschaft und die Neu ^ 
tierung des Verhältnisses von Staa 
Wirtschaft. ue 

In beiden Bereichen sind durch die      , 
Koalition erste Schritte eingeleitet; w 

re müssen aber folgen. 
rt $ Die CDU/CSU-Fraktion ermunten   . 

Bundesregierung, in ihren Ar« ^. 
gungen um die Konkretisierung ^$. 
ser Aufgabenfelder nicht nach „ 
sen. Hierzu zählen die Förderung^, 
Existenzgründungen und F'nhrT1$n< 
rungshilfen für junge Unternen ^ 
der Ausbau der VermögensbH° ^ 
die Entlastung der Wirtschaft vo ^, 
rokratischen Fesseln sowie de 
bau von Subventionen. 

Wir wissen: Wir stehen vor schwieg 
Problemen und Herausforderungen- ^ 
können sie aber meistern, wenn alle' ^ 
mitwirken. Wirtschaftliches Wachs, 
das Rücksicht auf unsere Umwelt m 
ist notwendig und möglich. Qe- 
Die Koalition der Mitte hat klare Zie|e e, 
setzt, die von der Mehrheit der Bur^e

diesß 
tragen werden. Die CDU/CSU wird ° 
Politik Schritt für Schritt verwirklichen- 
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ATION 

'^schaftsdaten 

Spolitu ? Erstens (Emsteck), Haus- 
i destaa f SPrecher der CDU/CSU- 
h finan?m tion- berichtete, hat Bun- 
Q a,JsschniSter Stoltenberg den Haus- 
?s UiMa«      des Deutschen Bundesta- 

r   ^9 d      w UIIU aen * 
%.       Haushaltsentwurfs 1984 unter- 

r 
lrtschaft   

die 'hnen zugrundeliegend 
n reaii«*i. .ten erstmals seit vielen Jah- 

r  K,ür<g Top       über  die  Haushaltsent- 
e'tür.«.     .       "°3    lind    Her,    C + nn.-4    Anr   \/nrhn und den Stand der Vorbe- 

gt sich, daß die Haushalts- 
en 

ha      *"Stk   u.        "^""aia acii vielen jem- 
^hait   K__ sind. Für einen Nachtrags- 

Je Vo^
na^sentwickTung"einthtt 

^Shaltl984fBUndeSregierung   fÜr   den 

be na9h d       st9e|egten Eckwerte kön- 
9 Hng ^ b'sherigen Stand der Vor- 

CDracrien   Kden bisher geführten Chef" 
Werden U      die Einzeletats eingehal- 

"nait u. IIU- ""ur einen Nacntrags- 
q *rWahrs

e®teht keine Notwendigkeit. 
w NeUv

C nlich ist eine etwas niedri- 
n!nn die erschuldung in diesem Jahr, 
r^hr V°n vielen Sachverständigen 

h    Schaft9n°Stizierte etwas günstige- 

rer Di, 
Jen. 

^P°sitionU!Si0n wurde deutlich, daß die 
0|lt'k der a   lne Alternative zur Finanz- 

-sregierung hat. 

SSertUndSiChert 
dg,,    erWa|ti 
C°st hat H9Srat der Putschen Bun- 
Schi r^-Sch tGn VOm Bundespostminister 
%Uß 1982 9 vorge'egten Jahresab- 
Oe öunri 9enehmigt- Dieser erklärte, 
C p°sitiv 6Spost 1982 wiederum mit ei- 
Weuie2 

en   Ergebnis   abgeschlossen 
hrenerh-at2liChen Einnahmen aus der 

" n°hung im Postwesen zum 1. 

Juli 1982 hätten die sich abschwächende 
Ertragsentwicklung der letzten Jahre 
überdeckt. 
Die Deutsche Bundespost investierte 
1982 12,5 Mrd. DM in Sachanlagen, mehr 
als ein Viertel der entsprechenden Investi- 
tionen im Industrie- und Handwerksbe- 
reich, und sichert damit rd. 200000 Ar- 
beitsplätze in der deutschen Wirtschaft. 
Der Hauptanteil der Investitionen entfiel 
wie in den vergangenen Jahren auf den 
Fernmeldebereich. Die Zahl der Hauptan- 
schlüsse erhöhte sich 1982 um einen Net- 
tozugang von 0,945 Mio. auf 23034094. 

Moskau stellt neue 
Raketen auf 
Die Sowjetunion hat laut ddp verstärkt da- 
mit begonnen, Mittelstrecken-Atomrake- 
ten der neuen Typen SS21, SS 22 und 
SS 23 abschußbereit aufzustellen. Wie ein 
Sprecher des Londoner Internationalen In- 
stituts für Strategische Studien erklärte, 
sind diese neuen Systeme „wesentlich ge- 
fährlicher" als das bisherige Mittelstrek- 
kenarsenal Moskaus. 
So seien die neuen Waffen zum Teil 
zweieinhalbmal so schwer und somit auch 
durchschlagkräftiger als die bisher statio- 
nierten Typen „Scaleboard" und „Scud". 
Auch ihre Reichweite sei größer. Diese 
Raketen, auch wenn sie östlich von Mos- 
kau aufgestellt würden, könnten Ziele in 
ganz Europa erreichen. Zur selben Zeit sei 
das Auf Stellungsprogramm der SS 20 „ver- 
langsamt" worden. In den letzten zwei Mo- 
naten sei kein Zuwachs zu den registrier- 
ten 351 verzeichnet worden. 
Das Riesen-U-Boot „Typhoon", über das 
im Westen gerade erste Berichte erschie- 
nen, ist nach Angaben des Sprechers seit 
„mindestens einem Jahr" im Dienst. Was 
bislang nicht klar gewesen war, sei die Be- 
waffnung des fast 200 Meter langen U- 
Bootes mit Raketen von Typ SS 20. Die 
Bestückung  von  vier  „Typhoon"   könne 
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1987 bereits 1000 Sprengköpfe betragen, 
was das Kräftegleichgewicht fühlbar zu- 
gunsten der UdSSR verändere. Außerdem 
sei ein weiteres U-Boot dieser Klasse vom 
Stapel gelaufen, zwei neue habe man auf 
Kiel gelegt. 

Klose zieht Oppositions- 
fähigkeit der SPD in Zweifel 
Der SPD-Bundestagsabgeordnete und 
frühere Hamburger Bürgermeister Hans- 
Ulrich Klose hat die Oppositionsfähigkeit 
seiner Partei in Zweifel gezogen und die 
Sozialdemokraten aufgefordert, sich end- 
lich von der irrealen Vorstellung zu lösen, 
„immer noch irgendwie Regierungspartei 
zu sein". 

Eine „von Anpassungsdruck und Oppor- 
tunismen unbeschädigte Glaubwürdig- 
keit", ohne welche Mehrheiten nicht zu 
überzeugen seien, könne nur auf einem 
langen und beschwerlichen Weg zurück- 
gewonnen werden. Mit taktisch noch so 
fein gestrickten Rezepten sei nichts zu 
machen, sagte Klose. Die SPD müsse er- 
kennen, daß sie nicht durch politische 
Wendemanöver und Tricks anderer in die 
Opposition gedrängt worden sei, sondern 
durch Wählerentscheidung. Klose äußerte 
die Vermutung, daß die Oppositionszeit 
der SPD länger als nur eine Legislaturpe- 
riode dauern werde. 

GdP-Vorsitzender läßt 
eigene Leute im Stich 
Zu den Angriffen der SPD und der Alterna- 
tivszene auf die beabsichtigte Änderung 
des Demonstrationsstrafrechts erklärte 
MdB Otto Regenspurger, Mitglied des In- 
nenausschusses: Die Polizisten vom Rea- 
gan- und Haig-Besuch, von Brockdorf und 
der Startbahn West dürften erstaunt sein, 
wenn der Vorsitzende der Gewerkschaft 
der Polizei sich in einer Reihe mit denjeni- 
gen findet, die mit Gewalt und Rechts- 
bruch der Mehrheit ihren Willen aufzwin- 

gen wollen, und der SPD, die sicri 
nen anbiedert. Der GdP-VorsitzeJ J f 
sich vorhalten lassen, daß er sie ^Wi- 
derspruch zu denen befindet, die ^ n* 
wortung für die Polizisten trage[1'ü(11eill3i 

unzulänglichem rechtlichen lnS ^ 
rium die Gewalttaten verhindern s ^ 
Gewalttäter fassen und überführen 

Wer Gewalttaten ermöglichtund ^hö^ 
ter vor dem polizeilichen Zugriff ^ 
begeht strafwürdiges Unrecht, da ^ 
unter Strafe gestellt werden ^ ^ 
darum geht es. Der friedliche 
strant hat auch in Zukunft m 
fürchten. 

Grünes Establishment 
paßt sich an 
Petra Kelly, Mit-Fraktionschefin & J 
Gruppierung im Bundestag, lan pü$5*, 
einem Mallorca-Urlaub auf derr> f 
dorfer Flughafen. Ärgerlich wurde<• j 
sie das Auto der Bundestags-^3 ^ ^ 
schaff nicht entdecken konnte °^0${ 
venierte deshalb mehrfach xe ^ß{ 
beim Fahrdienst. Als sie ihren c .^/ 
endlich gefunden hatte, fragte sie ^ 
er denn so lange geblieben ^a . W 
der blieb ganz ruhig und antwort6^^ 
dacht', Sie sind schon mit dem 
unterwegs." 

Parteienfinanzierung' 
Kommissionsbericht      ^ 
als Sonderdruck erschien ^ 
Der Bericht zur Neuordnung der Pa „d^ 
nanzierung, Vorschläge der vom .^ 
Präsidenten berufenen SachversW |(fl ^ 
(commission, ist als Sonderdruck b $> 
lag Bundesanzeiger, Breitestraße '^f 
Köln, Telefon (0221) 2029112. *J ^ 
hen. Der Sonderdruck umfaßt 24 ^F 
(broschiert), Preis: 18,— DM zü 

Porto. 
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i~ANDES PARTEITAGE 

Hessen braucht Walter Wallmann 
Alfr6d 

kheu*n M6?«9er hatte ihn als den 

Nlchn°4 nunfl8träger" der Partel 

Strichft
et' und die Delegierten un- 

laSen h dlesen AppÄl1 des lang' v°fsit2e 
nessischen CDU-Landes- 

t^^inut      2U Mut und Vertäu©" 
Jr^ailm    an9em APPlaus für Wal" 
A*H d nn' den neuen Spitzenkan- 
rtS beb • hesslschen CDU. Von 

9 * CDU',erten stimmten 434 auf 

!' JN ioö!:andesParteltag am Land« 
le noff

J3 in Bad Soden für „die 
u* bei d      9 Walter Wallmann", 
H^tm    Land*agswahlen im 
. h Politi   endl«ch auch in Hessen 
h°'L Sinl     en Wechsel schaffen 
%rih*9eschlossene Partei steht 

!  Mehrh *erejt ,ür den KamPf um 

!cSwe,t» damit der Bonner Auf- 
?8,«ndin rs auch in diesem Bun- 
V    Unterstützung erfahren 

W; tische pheS politisches Gut sachpoli- 
a ird in K'n'9keit und Geschlossenheit 
jN%tj Sbesondere im Kontrast zur ge- 
Vo n SpD

n S,tuati°n innerhalb der hessi- 
in erCDneUtlich: wen'9e Stunden, be- 
s^n 2ühiK LandesParteitag Walter Wall- 

s^ühr    t6, hagelte es für den 9e" 
kr nten B

enden hessischen Ministerprä- 

C^seÄJ" Seinem Heimatwah|- 
ki    n die QD    harsche Kritik. Wie unzu- 
Ka ent'en mit Börners Kurs ist- d0" 
re ^ati/n   die   Gen°ssen   durch   die 
<Ja? ^ke       34Janr'gen Berufsschulleh- 
W°n BönSChmidt' der als Gegenkandi- 

i^rner
r|?er für die nächste Landtags- 

ln 67 Ja-Stimmen verbuchen 

konnte. Für Börner hatten sich nur noch 
127 Stimmen gefunden. 
Für Walter Wallmann, der sich als „Ober- 
bürgermeister aller Frankfurter" weit über 
Hessen hinaus Anerkennung auch bei den 
politischen Gegnern der CDU erworben 
hat, ist die Sicherung des Gemeinwohls 
die wichtigste Aufgabe der Union in Bund, 
Ländern und Gemeinden. Wallmann warb 
auf dem Landesparteitag deshalb auch für 
eine Politik, die sich das wohlverstandene 
Interesse aller Bürgerinnen und Bürger als 
Maßstab setze und nicht die Sonderinter- 
essen einzelner gesellschaftlicher Grup- 
pen. 
Das bedeutet zuerst: Sanierung des 
Haushalts, um den Jungen wieder Zu- 
kunftschancen zu geben; Sicherung der 
Renten, um der älteren Generation einen 
sorgenfreien Lebensabend zu garantie- 
ren; Überwindung von Gruppeninteressen 
und Zuschütten von Gräben, die die ver- 
fehlte Politik der SPD zwischen Jungen 
und Alten, Eltern und Kindern, Arbeitneh- 
mern und Arbeitgebern, Meistern und 
Lehrlingen aufgerissen hat. 
Dazu bedürfe es — so Wallmann weiter — 
konkreter politischer Entscheidungen. Vor 
allem aber bedürfe es geistiger Führung, 
also einer grundsätzlichen Vorstellung von 
dem, was Politik leisten müsse. Geistige 
Führung in der Politik heißt nach Walter 
Wallmann: Formulierung des öffentlichen 
Interesses in einer pluralistischen Gesell- 
schaft und die Kraft, diesem öffentlichen 
Interesse auch Geltung zu verschaffen. 
Der hessischen SPD warf Wallmann vor, in 
36jähriger Regierungsverantwortung „un- 
sere politische und wirtschaftliche Zukunft 
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erheblich gefährdet und damit dem Land 
Hessen Schaden zugefügt zu haben". Die 
Regierung klebe an ihren Sesseln. Die So- 
zialdemokraten hätten immer noch nicht 
begriffen, daß sie seit 1974 nicht mehr 
über eine Mehrheit im hessischen Land- 
tag verfügten. Die SPD gebe keine Ant- 
wort auf die Fragen der Zukunft. 
Wallmann warf den Sozialdemokraten vor, 
den Ausweg in „staatswirtschaftlichen Be- 
schwörungsformeln der Vergangenheit" 
zu suchen. Dazu gehöre im übrigen auch 
ein Denken, wie es kürzlich der hessische 
Sozialminister Clauss offenbart habe, als 
er der Union vorwarf, Arbeitslosigkeit 
nicht bekämpfen zu wollen, um Arbeitslo- 
se als „Politikinstrument" gebrauchen zu 
können. Wallmann: „Das ist das Politikver- 
ständnis einer Klassenkampfpartei. Das ist 
die Denunziation des politischen Gegners 
als Feind der Gesellschaft. Ein solches 
Denken zerstört den demokratischen 
Konsens." 
Auf die Bündnispolitik der hessischen 
SPD mit den Grünen war der Ehrenvorsit- 
zende der Hessen-Union und Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Alfred 
Dregger, näher eingegangen. Eine Fort- 
führung der rotgrünen Zusammenarbeit 
würde nach Meinung Dreggers zur perma- 
nenten Handlungsunfähigkeit der hessi- 
schen Regierung führen. „Die hessische 
CDU ist heute die einzige politische Hoff- 
nung Hessens. Erfolg ist ihr, aber nicht 
nur um Hessen, sondern auch um 
Deutschland zu wünschen. Bei der riesi- 
gen Aufgabe, vor der wir in der Politik 
jetzt stehen, kann die Bundesrepublik 
nicht auf die aktive Mitwirkung ihres Herz- 
landes Hessen verzichten. Auch Deutsch- 
land braucht eine aktive, voll handlungsfä- 
hige hessische Landesregierung. Die kann 
es aber nur von der CDU mit Walter Wall- 
mann an der Spitze geben." Der Parteitag 
der hessischen CDU quittierte diese Fest- 
stellung mit langem zustimmendem App- 
laus. 

Neue Aktion ((j|1 
„Lebendige Natur ' 
Baden-Württemb^ 
Ganz im Zeichen der inneren     af- 
schlossenheit stand der Lanci    ^ 
teitag der baden-württembej9 ^ 
CDU, der am vergangenen w'bl- 
ende (11./12. Juni 1983) im no    „ 
sehen Leimen-St. Ilgen abgen 

wurde. Mit der überwältigen«*   ^„i 
Mehrheit von 91 Prozent wuro ^ 
sterpräsident Lothar Späth w   $ 
sem letzten Parteitag vor de" 
tagswahlen wiedergewählt,      je|tf 
ebenso gutes Wahlergebnis     jt. 
der stellvertretende Landesv»   p 
zende und Fraktionsvorsitzan 

win Teufel. 

Lothar Späth machte in seinen ^M 

rungen deutlich, daß es das ^ 
Ziel der Christdemokraten in BaQ^^ 
temberg sei, auch nach dem ^, 
Wahltag (25. März 1984) allein zu ^ 
Die Umarmungstaktik der v*\^\ 
sei, so Späth, ganz gewiß nich

hen/ 
getan, die CDU von ihrem Vorhat> ' fi 
nach 1984 ohne Koalition zu reg'|erSc^. 
zubringen. Das Votum der Wan ^ 
bei der Bundestagswahl am 6- M ^^ 
bereits deutlich gezeigt, welches ^ 
en in die CDU in Bund und Lan 
werde. 

runö 
Neben der deutlichen Abgren* yn 
FDP betonte der Ministerpräsjd6 g f 
daß er nach wie vor die Kürz ^\ 
Weihnachtsgeldes auf 2000 DM ^ 
Kind im öffentlichen Dienst für ° yfi 
Lösung als Solidaritätsbeitrag z pgeG, 
fung von Arbeitsplätzen für die J ^ 
neration hält. Angesichts eines 9 p 
Umstrukturierungsprozesses in ^ 9 
desrepublik müsse, so Lothar V $< 
Union einen „dritten Weg z^'50 
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em Vist
r
u 

Man9elverwaltung   und   bloß 
Dab .    ms°Ptimismus" gehen. 
seilsch °

mme es darauf an, die Konfliktge- 
Scha^2   .. In    eine    Versöhnungsgesell- 
Sa,2eS2wUberfÜhren- Anstelle des Gegen- 
Wi^er ^lsch,en Kapital und Arbeit müsse 
SPäthbJe  Partnerschaft  treten.   Lothar 
der Inter e' daß "aus dem KamPfritual 
desQ    essenverbändeu die Grundfragen 
pi'ai heranSat2es zwischen Arbeit und Ka" 
D6r v    Us9ehalten wertlen müßten. 

K ^Slt2ende der CDU-Landtagsfrak- 
e| 6ine'

n Teufel' nannte als wichtigstes 
sNSpar

n kor,sequenten Kurs des „Ge- 
N für 

ens", der derzeit angebracht sei 
5°r9en m'e Konsolidierung der Finanzen 

^er f b„    der 
^üss 

6i derr, u 
HauPtpunkte des Parteitages, 

^det nter anderem der Antrag verab- 
ßGB keiWUrde* daß kunfti9 nach §218 

^ünd6r) ^e  Abtreibungen  aus  sozialen 
r rriö i    Kosten der Krankenkassen 

!°n Hei*    ch sein sollen, war die Rede 

rQnden ^.x Abtreibungen  aus  sozialen 
!hr 

^ s%er Geißler- Vor den 400 Delegier- 
b"6 eine e^ ZUr Friedenspolitik, daß „wir 
JaUcheo riedensbewegung sind". Dazu 
Mo:nees n°rai so Geißler, nicht die einseitige 

er unk« <en oder der Grünen. 

! "te die tzminister Gerhard Weiser 
0r. nach ?Ue Aktion «Lebendi9e Natur" 

it
Pr°chen • 'eder Kreisverband ange- 

o tiVe zu'h' Sich mit einer Naturschutzin- 
b n ander teili9en- Nach den Erfahrun- 
J^cheM Aktionen auf baden-württem- 

s  'ster sph ebene zeigte sich der 

* Aktion H 2uvers'chtlich, daß auch die- 

a
erde, daß    Utlich unter Beweis stellen 

tu "^(jne ?le unionspolitiker eigentlich 

te natlJrDor • Se'en' da sie schon frühzei_ 
e1      ^ »tische Initiativen ergriffen hät- 

dPh 
Samt hr,. 

St  °D|J R 18-   Ländesparteitag 
t ' "gen e"

aden'württemberg in Leimen- 
rnen gjn"®n 9elungenen, sachlich-nüch- 

Tle9 in den Landtagswahlkampf 

1984, der aber erst Anfang nächsten Jah- 
res beginnen wird. 
Die CDU Baden-Württemberg hat erneut 
bewiesen, daß sie geschlossen und stark 
hinter ihrer Führung steht. Die Geschlos- 
senheit der Südwest-Union, die sich bei 
den Vorstandswahlen bestätigte, ist ein 
deutliches Zeichen dafür, daß Politik als 
„Kunst des Menschen" bei der CDU Ba- 
den-Württemberg auf festen Säulen steht. 

Saar-Offensive: 
Arbeit-Umwelt - 
Frieden 
Nur eine Politik, die das Prädikat 
„glaubwürdig" verdient, kann nach 
Auffassung des Landesvorsitzenden 
der CDU Saar, Ministerpräsident 
Werner Zeyer, dem Saarland eine Zu- 
kunft geben. Auf dem Landespartei- 
tag der Union in Saarbrücken kün- 
digte Zeyer eine verstärkte Offensive 
der CDU Saar mit einem Programm 
„Arbeit — Umwelt — Frieden" und 
eine Öffnung für Diskussionen an. 

In seiner Rede trat Zeyer für baldige Ent- 
scheidungen über Arbeitszeitverkürzung 

und Vermögensbildung ein. Zeyer erklär- 
te: „Wir können es uns nicht leisten, wei- 
ter über diese Themen zu diskutieren. Wir 
müssen in absehbarer Zeit zu konkreten 
Vorschlägen kommen, die dann auf den 
gesetzgeberischen Weg gebracht wer- 
den." In diesem Zusammenhang plädierte 
er für eine „vorurteilslose Diskussion" bei 
Parteien, Arbeitgebern und Gewerkschaf- 
ten. 
Frieden und Freiheit sind aus seiner Sicht 
nicht bedroht durch Pershing-Il-Raketen, 
sondern „durch die Erziehung zum Haß in 
den Ostblockstaaten, durch die militäri- 
sche Überlegenheit der Sowjetunion im 
konventionellen Bereich und die Hochrü- 



UiD 22 •  16. Juni 1983 • Seite 14 

stung des Kremls mit Hunderten von SS- 
20-Raketen", aber auch „durch manche 
Helfershelfer der Politik Moskaus in unse- 
rem Land, die den Willen und die Fähigkeit 
zur Verteidigung unserer Grundwerte 
schwächen". Zeyer bekannte sich zu einer 
Entspannungspolitik der Tat. 
Zeyer warnte davor, „abstruse Ideen" ei- 
nes Generalstreiks gegen die Nachrü- 
stung zu befürworten. In der Verwantwor- 
tung sieht er auch jene Sozialdemokraten, 
„die zweifelsfrei auf dem Boden der Ver- 
fassung stehen": „Schweigen aus falsch 
verstandener Solidarität macht mitschul- 
dig". 

Im landespolitischen Teil seiner Rede 
warnte Zeyer davor, das „laufende und fi- 
nanziell abgesicherte Konzept" für AR- 
BED-Saarstahl aufzugeben und das Unter- 
nehmen „jetzt in den gefährlichen Strudel" 
treiben zu lassen, der bei einer sofortigen 
Einbindung in die „völlig ungeklärte Neu- 
ordung" der deutschen Stahlindustrie ent- 
stehen müßte. Den Bergarbeitern an der 
Saar sagte Zeyer die gleiche Unterstüt- 
zung zu. Zeyer sieht die „Zukunftschan- 
cen" der saarländischen Wirtschaft im Mit- 
telstand. 

Der Vorsitzende der CDU-Landtagsfrak- 
tion, Werner Scherer, sieht in der Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit, der Siche- 
rung des Montanstandortes Saar und in 
der Entwicklung von Zukunftsperspekti- 
ven die wichtigste Aufgabe der CDU-Poli- 
tik. Scherer wörtlich: „Warum sollten wir 
nicht das faszinierende Ziel ins Auge fas- 
sen, das Saarland zum umweltfreundlich- 
sten Energie- und Industrieland in der 
Bundesrepublik Deutschland zu ma- 
chen?" 

In der anschließenden Aussprache wurde 
die Rede des Landesvorsitzenden als er- 
mutigend und richtungweisend bewertet. 
Die Diskussionsredner riefen aber dazu 
auf, „das Defizit an Gefühlen und Empfind- 
samkeit abzubauen und eine Politik ver- 

stärkt mit ,Herz und Gefühl' zu rn 
Bei den Vorstandswahlen votiert     -gj. 
Viertel der Delegierten für Min',dervief 

dent Werner Zeyer. Bei der Wahl ^ 
Stellvertreter gab es eine kleine bisne- 
schung. Hier setzte sich neben de cn. 
rigen Stellvertretern Rita WapC

jbe|äl5 

Günter Schacht und Albrecht re ^ 
neuer Stellvertreter, der steigert      ,ef 

Landesvorsitzende   der   JU   " 
Müller durch. 

der CDÜ 

Gäste  des  Landesparteitages ^^tf 
- -1- - ,    ßU'lC 

Saar waren der stellvertretende 
Vorsitzende der Union, Bernhard 
und der Wirtschaftsminister des ^ 
landes Rheinland-Pfalz, Heinrich p 
brink. Bernhard Worms bot eine6^e.\P' 
sammenarbeit zwischen den * ^ &{f 
dem Saar und Ruhr an. Holkenbr ^ 
nerte an die traditionell gute Zusa, $$• 
beit zwischen Rheinland-Pfalz un ^ 
Als Gastredner des Landesp»^® ef 
war EG-Kommissar Karl-Heinz ^L^' 
geladen. Narjes kündigte eine üm äjsch«f 

träglichkeitsprüfung auf eü 0&\\0^' 
Ebene an und sprach sich gege • 

eher    Tätigkeitsbericht    der   L^ ^0 

le Alleingänge im Umweltschutz   ^$ 
jin u 

gn d 
keitsberichten der Gremien und 

Den 540 Delegierten lag ein ""'^stf-- 
eher Tätigkeitsbericht der L ^ß 
schäftsstelle vor,  der neben ^taCh3lj5' 

schüsse umfangreiche Statistiken ^t 
bellen zur Mitgliederentwicklung a ^ 
In diesem Geschäftsbericht weist ^ 
desgeschäftsführer der CDU Saa • fil- 
bert Thiel, zum 30. April 1983 3U g^ 
glieder nach, was die höchste jst.^ 
tionsdichte der CDU Deutschland ^ 
dieser Organisationsdichte sei n fei" 
Worten von Thiel nur noch über 
analyse ein Takt zuzulegen. j^fifi 
Wegen der umfangreichen Tage   ^se<f 
verwies der Landesparteitag die v      ^ 
den Anträge an den Landesauss      ^ 
noch vor der Sommerpause daru 
ten will. 
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SCHÜLERFÖRDERUNG 

Länder fördern begabte Schüler 
l}     Länder betreiben Blockadepolitik 
jittel? bl|dungspolitischen Abstim- 

N«n2?,erenz haben slch die Wl" 
Ntao ,   cnen Spreeher der 
?8|fraS akt,onen und der Bundes- 
\t\ m,;,°n von CDU und CSU in 
Cito »   zuständigen Ministern 

-er« ?u den wichtigsten Bera- 
%„. aebnissen erklärt der bil- 
ScÄ wissenschaftspolitische 
<\&».      e<  dnrD,,.j i < i.A.!  Kl 

ö   der Bundestagsfraktion, 

VCDIJ dun9spolitische.n Sprecher der 
>k||ch 

Und CSU unterstützen nach- 
J69e|,jn ^le Positiven Entwicklungen und 
b
6rri, $c^.n 'n den unionsregierten Län- 

ck9abte s ^^erungen der Länder für 
Sh   pami|C aus einkommensschwa- 
ti ec^nri aufzubauen. Auch dement- 
a^Unru lnitiat'ven der CDU-Opposi- 
Hch u

ata9sfraktionen   sind    außeror- 

S 
lch Kö 

a  raKT,onen 
be9rüßenswert. 

wurde aus den SPD-re- Nen9e
L
nüber 

Äage
andem berichtet, daß in den 

st ^QJB n°cn keinerlei Initiativen der 
&nht die G f

ngen vorlägen. Damit be- 
be eSreQ i r' daß nach Auslaufen der 
p^abte Ie'Un9  im  nächsten  Schuljahr * IUn9 
JÜ^en ?chuler aus  sozial  schwachen 

9efnrH
d'esen Bundesländern nicht 

sjL SF>D mit H rt werden- Offenkundig will 
9a? 'n Kaut er B|ockadepolitik das Ri- 
ll^ v0n s

r ^hmen, daß ein ganzer Jahr- 
her Üh   , lern zum Spielball parteipo- 

&ieSp       erle9ungen gemacht wird. 

beh(ilenomnder sollten Jetzt schne"in der 

pQf)den !?run9     ihre     Blockadepolitik 
tlschen    v

Sle entgegen aller bildungs- 
vernunft    betreiben,    denn 

sonst müßte der SPD mit guter Begrün- 
dung ein Schülerförderungskahlschlag 
vorgeworfen werden. 
Die bildungspolitischen Sprecher der 
Union würdigen die großen Anstrengun- 
gen der Betriebe, der Kammern und der 
Wirtschaftsverbände, zusammen mit Ar- 
beitsverwaltung und Politikern allen aus- 
bildungsfähigen und -willigen Jugendli- 
chen in diesem Jahr zu einem betriebli- 
chen Ausbildungsplatz zu verhelfen. Die 
Chancen stehen gut, daß dieses Ziel er- 
reicht wird, wenn auch die Jugendlichen, 
die Lehrstellen suchen, flexibel und an- 
passungsbereit auf die schwierige Situa- 
tion des Lehrstellenmarktes reagieren. Die 
Initiative der Bundesregierung, durch wei- 
tere Beseitigung ausbildungshemmender 
Bestimmungen zur Erhöhung des Lehr- 
stellenangebots beizutragen, findet die 
volle Unterstützung der bildungspoliti- 
schen Sprecher. 
Besonders positiv ist zu vermerken, daß 
die Wirtschaft ihren Aufgaben für die Fi- 
nanzierung der Berufsbildung in eigener 
Verantwortung nachkommt und nicht aus 
der — falschen — Erwartung staatlicher 
Alimentierung heraus den Abschluß von 
Ausbildungsverträgen für Lehrlinge verzö- 
gert. 
Die bildungspolitischen Sprecher unter- 
stützen den Beschluß der CDU/CSU-Frak- 
tionsvorsitzendenkonferenz, zu der not- 
wendigen Abstimmung der Bildungs-, 
Wissenschafts- und Forschungspolitik 
zwischen Bund und Ländern die Arbeit 
der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung (BLK) zu straffen und zu 
entbürokratisieren sowie ihre politische 
Wirksamkeit zu konzentrieren. 
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